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Entscheidungsvorschläge zu Hinweisen/Einwendungen im Bauleitplanverfahren 
 
Bezeichnung der Maßnahme:  Bebauungsplan Nr. 91 „GE Am Berggarten Erweiterung“ der Gemeinde Geeste 
 
Verfahrensgang:   Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vom 20.02.2019 bis 29.03.2019 und gemäß § 4 Abs. 2  

BauGB vom 11.07.2019 bis 23.08.2019 
 
 
Behörde und Datum des Schreibens Entscheidungsvorschlag 
LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungs-
dienst, Stellungnahme vom 07.03.2019 
 
Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung 
Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hannover (Dezernat 5 – 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu 
entnehmen Sie bitte der zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht kos-
tenfrei. 
 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrener-
forschung empfohlen wird, mache ich darauf aufmerksam, dass die Ge-
meinden als Behörden der Gefahrenabwehr auch für die Maßnahmen 
der Gefahrenerforschung zuständig sind. 
 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische Erkun-
dung sein, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von 
Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet werden (Luft-
bildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte Luftbilder zu 
Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts kostenfrei 
auszuwerten, die Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersäch-
sisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 
3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für 

 
 
 
Die Stellungnahme des LGLN Hannover wird zur Kenntnis genommen, 
ein entsprechender Antrag auf Luftbildauswertung wurde gestellt. 
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Behörden kostenpflichtig. 
 
Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen beträgt derzeit beim 
KBD 17 Wochen ab Antragstellung. Da diese Zeitspanne zwischen Er-
teilung einer Baugenehmigung und dem Baubeginn erfahrungsgemäß 
nicht verfügbar ist, empfehlen wir Kommunen eine rechtzeitige Antrag-
stellung.  
 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt 
werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche Auftragserteilung 
unter Verwendung des Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, 
die Sie über folgenden Link abrufen können. 
 
Der Anlage zu diesem Schreiben ist zu entnehmen, dass der allgemeine 
Verdacht auf Kampfmittel besteht und eine Luftbildauswertung empfoh-
len wird. 
 
Trink- und Abwasserverband (TAV) „Bourtanger Moor“, 
Stellungnahme vom 29.03.2019 und vom 23.08.2019 
 
Gegen die o.g. Bauleitplanung bestehen seitens des TAV unter Beach-
tung der nachfolgenden Punkte keine Bedenken. 
Der Anschluss an die zentrale Trinkwasserversorgung und an die Ab-
wasserkanalisation kann vom Verband für das geplante Gebiet, unter 
Berücksichtigung der gültigen Verbandsgrundlagen, sichergestellt wer-
den. 
Die Sicherstellung der Löschwasserversorgung obliegt gemäß § 2 Abs. 
1 Nr. 3 des Nds. Brandschutzgesetzes der Gemeinde. Aus dem bereits 
bestehenden Rohrnetz des TAV ist für das Plangebiet zurzeit eine Ent-
nahmemenge von 800 l/min. (48 m³/h) möglich. Durch diese Angabe 
werden weder Verpflichtungen des TAV noch Ansprüche gegen diesen 
begründet. 

 
 
 
Die Stellungnahme des Trink- und Abwasserverbandes „Bourtanger 
Moor“ wird zur Kenntnis genommen und bei der Umsetzung der Pla-
nung berücksichtigt. 
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Wir weisen darauf hin, dass bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 
geeignete und ausreichende Trassen von mind. 2,0 m Breite für die Ver-
sorgungsleitungen im öffentlichen Seitenraum zur Verfügung stehen 
müssen. Die Gesamtbreite setzt sich zusammen aus einer benötigten 
Rohrgrabenbreite von bis zu 1,2 m und den Mindestabständen zur End-
ausbaustraße und den Grundstücksgrenzen von jeweils mindestens 0,3 
m. 
Diese Trassen sind von Bepflanzungen, Regenwassermulden, Rigolen-
systemen und von Versickerungsschächten freizuhalten, um eine ausrei-
chende Rohrdeckung und Betriebssicherheit zu gewährleisten. 
Bei Baumbepflanzungen im Bereich bestehender und noch zu verlegen-
der Versorgungsleitungen muss ein Mindestabstand von 2,5 m eingehal-
ten werden. 
Nach Verabschiedung und endgültigen Genehmigung des Bebauungs-
planes durch den Rat sollte der TAV rechtzeitig von der voraussichtli-
chen Erschließung in Kenntnis gesetzt werden. 
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, 
Stellungnahme vom 11.03.2019 
 
Aus Sicht des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie wird zu 
dem o.a. Vorhaben wie folgt Stellung genommen: 
 
Im Plangebiet verläuft eine Rohrfernleitung der 
 
Erdgas Münster GmbH 
Johann-Krane-Weg 46 
48149 Münster. 
 
Bei der Leitung sind Schutzabstände zu beachten. Diese Bereiche sind 
von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs frei 
zu halten. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme des LBEG wird zur Kenntnis genommen und beach-
tet. Das Unternehmen Erdgas Münster GmbH wurde am Verfahren be-
teiligt und hat über die Nowega GmbH mitgeteilt, dass im Plangebiet 
keine Anlagen betrieben werden. 
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Bitte beteiligen Sie das Unternahmen am weiteren Verfahren, damit ggf. 
erforderliche Abstimmungsmaßnahmen rechtzeitig eingeleitet werden 
können. 
 
Der Mitwirkungsaufwand gem. Baugebührenordnung (BauGO) entfällt. 
Der Zeitaufwand für diese Stellungnahme beträgt weniger als 15 Minu-
ten (§ 5 BauGO letzter Satz). 
 
Stellungnahme vom 19.08.219 
 
Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtsch./Bodenschutz wird zu o.g. 
Vorhaben wie folgt Stellung genommen:  
Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir einige Hinweise zu den 
Maßnahmen der Vermeidung und Verminderung negativer Bodenbeein-
trächtigungen. Vorhandener Oberboden ist vor Baubeginn abzuschieben 
und einer ordnungsgemäßen Verwertung zuzuführen. Im Rahmen der 
Bautätigkeiten sollten einige DIN-Normen aktiv Anwendung finden 
(u.a. DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbei-
ten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial, E-DIN 19639 Boden-
schutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben). Arbeitsflä-
chen sollten sich auf das notwendige Maß beschränken und angrenzende 
Flächen sollten nicht befahren oder anderweitig benutzt werden. Boden 
sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die 
Lagerung von Boden sollte ortsnah, schichtgetreu, in möglichst kurzer 
Dauer und entsprechend vor Witterung und Wassereinstau geschützt 
vorgenommen werden (u.a. gemäß DIN 19731). Außerdem sollte das 
Vermischen von Böden verschiedener Herkunft oder mit unterschiedli-
chen Eigenschaften vermieden werden. Auf verdichtungsempfindlichen 
Flächen sollten Stahlplatten oder Baggermatten zum Schutz vor mecha-
nischen Belastungen ausgelegt werden. Besonders bei diesen Böden 
sollte auf die Witterung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet wer-
den, um Strukturschäden zu vermeiden.  
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Aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen:  
Im Untergrund des Planungsgebietes liegen wasserlösliche Gesteine in 
so großer Tiefe, dass bisher kein Schadensfall bekannt geworden ist, der 
auf Verkarstung in dieser Tiefe zurückzuführen ist. Es besteht in beiden 
Planungsbereichen praktisch keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 
1 gemäß Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen 
in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.02.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -
). Auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen bezüglich Erdfallgefahr kann 
daher bei Bauvorhaben im Planungsgebiet verzichtet werden.  
Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rah-
men der Baugrunderkundung zu prüfen und festzulegen.  
Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen 
Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelun-
gen der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-
1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung 
ist nach DIN EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 
4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 
vorgegeben.  
Vorabinformationen zum Baugrund können dem Niedersächsischen 
Bodeninformations-system NIBIS (https://nibis.lbeg.de/cardomap3/) 
entnommen werden.  
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Bau-
grundes.  
 
Aus Sicht des Fachbereiches Bergaufsicht Meppen wird zu o.g. Vor-
haben wie folgt Stellung genommen:  
Im Planungsgebiet verlaufen Leitungen des folgenden Leitungsbetrei-
bers: Erdgas Münster, Johann-Krane-Weg 46, 48149 Münster.  
Bei diesen Leitungen ist jeweils der Schutzstreifen zu beachten. Der 
Schutzstreifen ist von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem 
Pflanzenbewuchs frei zu halten. Bitte kontaktieren Sie den o.g. Lei-
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tungsbetreiber direkt, damit ggf. erforderliche Abstimmungsmaßnahmen 
eingeleitet werden können.  
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 
Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Emden, 
Stellungnahme vom 28.02.2019 
 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen den Planentwurf 
keine grundsätzlichen Bedenken, wenn die im Lärmschutzgutachten 
(ord.Nr. 15102337) empfohlenen Emissionskontingente verbindlich im 
Bebauungsplan festgesetzt werden. 

 
 
 
Die Stellungnahme des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes Emden wird 
zur Kenntnis genommen und beachtet, die Emissionskontingente wur-
den im Bebauungsplan entsprechend festgesetzt. Im Rahmen der formel-
len Beteiligung wurde sodann mitgeteilt, dass keine grundsätzlichen 
Bedenken gegen den Planentwurf bestehen. 

Westnetz GmbH, Stellungnahme 28.03.2019 und vom 05.08.2019 
 
Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 20.02.2019 und teilen Ihnen 
mit, dass wir den oben genannten Bebauungsplanentwurf in Bezug auf 
unsere Versorgungseinrichtungen durchgesehen haben. Gegen die Ver-
wirklichung bestehen unsererseits keine Bedenken, wenn die nachfol-
genden Ausführungen beachtet werden. 
 
Die ungefähre Trasse der im angrenzenden Bereich des Plangebietes 
verlaufenden Versorgungseinrichtungen entnehmen Sie bitte den Aus-
zügen aus unserem Planwerk. 
 
Rechtzeitig vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen in dem ausgewie-
senen Gewerbegebiet bitten wir um eine entsprechende Mitteilung, da-
mit wir das Versorgungsnetz planen und entsprechend disponieren kön-
nen. 
 
Änderungen und Erweiterungen unserer Versorgungseinrichtungen be-
halten wir uns unter Hinweis auf die §§ 13, 30, 31 und 32 BauGB aus-
drücklich vor. 

 
 
Die Stellungnahme der Westnetz GmbH wird zur Kenntnis genommen 
und beachtet. 
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Diese Stellungnahme ergeht gleichzeitig im Auftrag und für die Eigen-
tümerin der Anlagen. 
Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 12.03.2019 und vom 
29.07.2019 
 
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG be-
vollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Ge-
samtstellungsnahme zum o. g. Verfahren. 
 
Aus Sicht der DB AG und ihrer Konzernunternehmen sind folgende 
Auflagen, Bedingungen und Hinweise zu beachten: 
 
Es dürfen die Sicherheit und der Beitrieb des Eisenbahnverkehrs auf der 
planfestgestelllten und gewidmeten Bahnstrecke 2931 nicht gefährdet 
oder gestört werden. Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der 
Bahnanlage (insbesondere Bahndamm, Kabel- und Leitungsanlagen, 
Signale, Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind stets zu gewährleisten.  
 
Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über 
Bahngrund abgeleitet werden. Einer Versickerung in Gleisnähe kann 
nicht zugestimmt werden. 
 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entste-
hen Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funken-
flug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen 
durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter 
Bebauung führen können. 
 
Eventuell erforderliche Schutzmaßnahmen gegen diese Einwirkungen 
aus dem Bahnbetrieb sind gegebenenfalls im Flächennutzungsplan fest-
zusetzen. 

 
 
Die Stellungnahme der Deutschen Bahn AG wird zur Kenntnis genom-
men und berücksichtigt.  
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In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder 
Bahnstromleitung ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizini-
schen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder emp-
findlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für entspre-
chende Schutzvorkehrungen zu sorgen. 
 
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen insbeson-
dere Gleisen, müssen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetrie-
bes entsprechen. 
 
Zu den Mindestpflanzabständen ist die DB Richtlinie (Ril) 882 „Hand-
buch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu beachten und 
über folgende Bestelladresse zu erwerben. Die gesamte Ril kann nur als 
Gesamtwerk bestellt werden. Der Großteil des Regelwerks beschäftigt 
sich mit verschiedenen Aspekten zu Bepflanzungen an Bahnstrecken. 
Die späteren Anträge auf Baugenehmigung für den Geltungsbereich 
sind uns erneut zur Stellungnahme vorzulegen. Wir behalten uns weitere 
Bedingungen und Auflagen vor. 
 
Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen und uns zu 
gegebener Zeit den Satzungsbeschluss zuzusenden. 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Stellungnahme vom 28.03.2019 
und vom 22.08.2019 
 
Unter Beteiligung des Forstamtes Weser-Ems der Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen in Osnabrück nehmen wir zu der o. a. Planung aus 
landwirtschaftlicher und forstlicher Sicht wie folgt Stellung: 
Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 10.01.2017 zur frühzeiti-
gen Behördenbeteiligung zur 75. Änderung des Flächennutzungsplanes 
(Erweiterung des Gewerbegebietes im Ortsteil Osterbrock) in Vorberei-
tung zum o. g. Bebauungsplan. 

 
 
 
Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Niedersachsen wird zur 
Kenntnis genommen und beachtet. Die Vorbelastungen wurden entspre-
chend des Hinweises in die Begründung aufgenommen und auf der 
Planzeichnung aufgeführt. 
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Das o. g. Plangebiert zur Größe von ca. 1,6 ha mit der zukünftigen Nut-
zung als „Gewerbegebiet“, liegt innerhalb von Immissionsradien land-
wirtschaftlicher Betriebe. Die Entwicklungen der einzelnen Betriebe 
werden durch die o. g. Planung nicht weiter beeinträchtigt, da die vor-
handene Wohnbebauung diese bereits einschränkt.  
Es ist außerdem sicherzustellen, dass die landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen, die an das o. g. Plangebiet angrenzen, keinerlei Einschränkungen 
hinsichtlich einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung. Die zweitweise 
auftretenden Geruchsbelästigungen durch organische Düngungsmaß-
nahmen sollten als Vorbelastung akzeptiert werden. 
Ferner setzen wir voraus, dass bei den Ausgleichsmaßnahmen der Ver-
lust von landwirtschaftlicher Nutzfläche möglichst gering gehalten wird. 
Wenn die v. g. Hinweise beachtet werden, bestehen aus landwirtschaft-
licher Sicht gegen das o. g. Vorhaben keine Bedenken. 
Aus Sicht des Forstamtes Weser-Ems bestehen ebenfalls gegen das o. g. 
Vorhaben keine Bedenken, da kein Wald betroffen ist. 
Industrie- und Handelskammer Osnabrück – Emsland – Grafschaft 
Bentheim, Stellungnahme vom 29.03.2019 und vom 23.08.2019 
 
Die Industrie- und Handelskammer Osnabrück - Emsland - Grafschaft 
Bentheim trägt bezüglich der o. g. Planung (Ausweisung von Gewerbe-
gebietsfläche) keine Bedenken vor. 
Mit der Bauleitplanung sollen im Ortsteil Osterbrock weitere Ansied-
lungs- und Erweiterungsmöglichkeiten von Gewerbebetrieben geschaf-
fen werden. Wir begrüßen die Planungen im Hinblick auf eine weitere, 
qualifizierte Gewerbeentwicklung. Zudem werden mit der Planung die 
Ziele einer regionalen Wirtschaftsförderung verfolgt. Ebenso wird mit 
der Angebotsplanung für neue Gewerbebetriebe die Wirtschaftskraft der 
Gemeinde Geeste erhalten bzw. weiter gestärkt. Die neue Baufläche 
bewirkt eine sinnvolle Erweiterung der bereits vorhandenen Ansätze 
und ist daher auch aus städtebaulichen Gründen zu begrüßen.  
Im Umfeld des Plangebietes befinden sich schutzbedürftige Nutzungen 

 
 
 
Die Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Osnabrück-
Emsland-Grafschaft Bentheim wird zur Kenntnis genommen. 
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im Außenbereich. Ein Nebeneinander von schutzbedürftigen und ge-
werblichen Nutzungen kann im Hinblick auf Schallemissionen zu Kon-
flikten führen. Wir begrüßen daher, dass im Rahmen der Planaufstellung 
eine lärmtechnische Untersuchung durchgeführt wird. / Wir gehen da-
von aus, dass die zu treffenden Maßnahmen und Festsetzungen für die 
Bewältigung von eventuellen Nutzungskonflikten geeignet sind, sodass 
Nutzungskonflikte gar nicht erst entstehen. Gewerbliche Nutzungen 
sollten nicht mit Auflagen zum aktiven Schallschutz betriebswirtschaft-
lich belastet werden.  
Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB, der hauptsächlich in diesem Verfah-
rensgang ermittelt werden soll, haben wir weder Hinweise noch Anre-
gungen. 
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Stellung-
nahme vom 07.03.2019 und vom 29.07.2019 
 
Vorgesehen ist die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 91 „GE Am 
Berggarten Erweiterung“ der Gemeinde Geeste. Das Plangebiet liegt ca. 
500 m südlich der Landesstraße 67 und unmittelbar westlich der Ge-
meindestraße „Am Berggarten“ in der Gemeinde Geeste, Ortsteil Oster-
brock. Die verkehrliche Erschließung soll über die Gemeindestraße „Am 
Berggarten“ erfolgen, welche im Norden an die L 67 anbindet. 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 91 der Gemeinde 
Geeste bestehen unter folgender Auflage / folgendem Hinweis grund-
sätzlich keine Bedenken: 
 
Sollte es aufgrund des erhöhten Verkehrsaufkommend zu einer Gefähr-
dung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs – sowohl für Kraft-
fahrzeuge als auch für Radfahrer und Fußgänger – im Bereich des Kno-
tenpunktes L 67 / Am Berggarten kommen, so hat die Gemeinde zu ih-
ren Lasten die erforderlichen Folgemaßnahmen zur Verkehrslenkung in 

 
 
 
Die Stellungnahme der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr wird zur Kenntnis genommen. 
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Abstimmung mit dem Straßenbauamt Lingen durchzuführen. Art und 
Umfang der Folgemaßnahmen werden bestimmt durch die Festlegung 
der Verkehrskommission des Landkreises Emsland. 
Telekom Deutschland GmbH, Stellungnahme vom 27.03.2019 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-
tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen 
wir wie folgt Stellung: 
Die Telekom wird die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-
Linien im Baugebiet prüfen. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die 
Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hintergrund 
behält sich die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder geplan-
ten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die 
Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. 
Wir bitten Sie, in den Hinweisen des Bebauungsplanes folgende Forde-
rung entsprechend § 77k Abs. 4 Telekommunikationsgesetz aufzuneh-
men: 
Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von Tele-
kommunikationsdienstleistungen verfügen sollen, sind gebäudeintern 
bis zu den Netzabschlusspunkten mit hochgeschwindigkeitsfähigen pas-
siven Netzinfrastrukturen (Leerrohre, §3 Abs. 17b TKG) sowie einem 
Zugangspunkt zu diesen passiven gebäudeinternen Netzkomponenten 
auszustatten.“ 
  
Wir bitten Sie, Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh 
wie möglich, mindestens drei Monate vor Baubeginn, schriftlich anzu-
zeigen und bitten Sie, uns zu der Baubesprechung mit den Versorgungs-

 
 
Die Stellungnahme der Telekom Deutschland GmbH wird zur Kenntnis 
genommen und bei der Bauausführung beachtet. Der gewünschte Hin-
weis wurde in den Planentwurf aufgenommen. Im Rahmen der formel-
len Beteiligung wurde sodann mitgeteilt, dass weder Anregungen noch 
Bedenken bestehen. 
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betrieben einzuladen.  
Wir sind dann gerne bereit einen Mitarbeiter zu der Besprechung zu 
entsenden.  
Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen. 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Stellungnahme vom 28.03.2019 
und vom 19.08.2019 
 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 20.02.2019/11.07.2019. 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Un-
ternehmens, deren Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen dargestellt 
ist. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausführung 
zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und vorhandene Über-
deckungen nicht verringert werden dürfen. 
 
Im Rahmen der Gigabitoffensive investiert Vodafone in die Versorgung 
des Landes mit hochleistungsfähigen Breitbandanschlüssen und damit 
den Aufbau und die Verfügbarkeit von Netzen der nächsten Generation 
- Next Generation Access (NGA)- Netzen. In Anbetracht der anstehen-
den Tiefbauarbeiten möchten wir hiermit unser Interesse an einer Mit-
verlegung von Leerrohren mit Glasfaserkabeln bekunden. Um die Un-
ternehmung bewerten zu können, benötigen wir Informationen hinsicht-
lich Potenzial und Kosten. Deshalb bitten wir Sie uns mitzuteilen, ob 
hierfür von Ihrer Seite Kosten anfallen würden. Für den Fall, dass ein 
Kostenbeitrag notwendig ist, bitten wir um eine Preisangabe pro Meter 
mitverlegtes Leerrohr. Des Weiteren sind jegliche Informationen über 
die geplante Ansiedlung von Unternehmen hilfreich (zu bebauende Flä-
che, Anzahl Grundstücke, Anzahl Unternehmen, etc). In Abhängigkeit 
von der Wirtschaftlichkeit der Glasfaserverlegung können wir somit die 
Telekommunikations-Infrastruktur in Ihrer Gemeinde fit machen für die 
Gigabit-Zukunft. Wir freuen uns darüber, wenn Sie uns zudem einen 
Ansprechpartner mitteilen würden, bei dem wir uns im Anschluss mel-

 
 
 
Die Stellungnahme der Vodafone Kabel Deutschland GmbH wird zur 
Kenntnis genommen und beachtet. 
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den können. 
Landkreis Emsland, Stellungnahme vom 29.03.2019 
Zum Entwurf der o. g. Bauleitplanung nehme ich als Träger öffentlicher 
Belange wie folgt Stellung: 
 
Städtebau 
Bezugnehmend auf meine Informationsschreiben vom 07.07.2017 und 
31.07.2017 zu den aktuellen Änderungen im BauGB zur Bauleitplanung 
wird insbesondere nochmals auf die Beachtung der neuen Anlage I zum 
BauGB und der damit verbundenen umfassenden Erweiterungen bzw. 
Änderungen des Umweltberichtes hingewiesen. Der Inhalt des Umwelt-
berichtes ist daher den neuen gesetzlichen Bestimmungen anzupassen. 
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass auf den Um-
weltbericht als Teil der Begründung (§ 2a BauGB) die Regelungen des § 
214 (insb. Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3) BauGB über die Wirksamkeit der 
Bauleitpläne anzuwenden sind. 
 
Wasserwirtschaft 
Die Einflüsse auf den Wasserhaushalt (Grundwasserneubildungsrate, 
Vergrößerung oder Beschleunigung des Wasserabflusses, Auswirkun-
gen auf die Wasserqualität, etc.) sind auf Grundlage wasserwirtschaftli-
cher Voruntersuchungen (Bodengutachten, Hydraulische Berechnungen, 
etc.) in der Umweltprüfung darzulegen und zu bewerten. Im nachfol-
genden Beteiligungsverfahren zur Bauleitplanung ist das Konzept zur 
Niederschlagswasserbeseitigung prüffähig darzulegen und die notwen-
digen Wasserrechtsanträge bis zur Entscheidungsreife voranzubringen. 
Hinweise: 
Westlich verläuft im Plangebiet ein Verbandsgewässer des Wasser-  und 
Bodenverbandes (WBV) „Osterbruchverband“. Hier ist ein mind. 4,00 
m breiter Gewässerrand- und Räumstreifen vorzuhalten. Gewässerrand-
streifen wirken sich positiv auf die Gewässergüte und dem Naturhaus-
halt des Gewässers aus. Sie bilden eine Pufferzone zwischen Gewässer 

 
Die Stellungnahme des Landkreis Emsland wird zur Kenntnis genom-
men und beachtet, Einzelhandelsbetriebe mit innenstadt- und nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten wurden entsprechend ausgeschlossen. 
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und Nutzflächen. Darüber hinaus kann diesem Streifen bei ausreichen-
der Abmessung eine weitere Bedeutung zukommen. Ab einer Breite von 
4,0 m gemessen von der Böschungsoberkante kann dieser Streifen zu-
sätzlich als Räum- und Unterhaltungsstreifen zur Pflege der Gewäs-
ser/Verbandsgewässer genutzt werden. 
Die Gewässerflächen einschließlich des Gewässerschutz- und Räum-
streifen sind im o. g. Bebauungsplan als „Fläche für die Wasserwirt-
schaft“ festzusetzen. Die Pflege des Gewässerrandstreifens ist zu regeln. 
Soweit der Gewässerschutz- und Räumstreifen nicht im Eigentum der 
Gemeinde bleibt, muss die Gemeinde die Nutzbarkeit des Streifens 
durch den Wasser- und Bodenverband in Form einer Grunddienstbarkeit 
sicherstellen. Darin ist dann auch die Regelung bezüglich der vorste-
hend genannten Pflege des Gewässerschutz- und Räumstreifens festzu-
schreiben. 
 
Stellungnahme vom 19.08.2019 
 
Städtebau 
Es wird aus städtebaulichen Gründen – u. a. zum Schutz des Ortszent-
rums / zentralen Versorgungsbereiches – empfohlen, im gesamten Plan-
gebiet Einzelhandelsbetriebe mit innenstadt- und nahversorgungsrele-
vanten Sortimenten auszuschließen. 
 
Hinweis: 
Bezugnehmend auf meine Informationsschreiben vom 07.07.2017 und 
31.07.2017 zu den aktuellen Änderungen im BauGB zur Bauleitplanung 
wird auf die Beachtung der neuen Anlage I zum BauGB und der damit 
verbundenen umfassenden Erweiterungen bzw. Änderungen des Um-
weltberichtes hingewiesen. 
 
Seitens der Erdgas Münster GmbH, der Nowega GmbH, des Forstamtes Ankum, EWE NETZ GmbH, der ExxonMobil Production GmbH, der Stadt 
Meppen, der Gasunie Deutschland GmbH, des Amtes für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, der Handwerkskammer Osnabrück-Emsland-
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Grafschaft Bentheim, der Amprion GmbH, der Neptune Energy Deutschland GmbH, der Gemeinde Wietmarschen, des Unterhaltungs- und Land-
schaftspflegeverbandes Nr. 99 „Untere Hase“, der PLEdoc GmbH, der Gemeinde Twist, wurde mitgeteilt, dass deren Belange nicht berührt werden 
und entsprechend keine Anregungen oder Bedenken vorgetragen werden. 
 
Verfahrensgang:   Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 12.03.2019 bis 26.03.2019 und gemäß § 3 Abs. 2  

BauGB vom 30.07.2019 bis 30.08.2019 
 

Im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung sowie der öffentlichen Auslegung wurden keine Bedenken vorgetragen. 
 
 
 


